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23S/J Anfra.ge 

de.r Abg. Dr. P i t t e r m a. n n • E i beg ß er, Tru pp eund 

Genossen 

an die Bundesregierung, 

betreffend Einführung einheitlioher Parteienvarkehrsstunden bei Ämtern und 

sonstigen Dienststellen. 

-~ 

In der RegierungserklärUng; die der Rerr~~das~er am ~.November 

1949 dem HOhen Hause abe;"ab, war auch ein Bekenntnis zur Durchführung der 
-

Verwal tungsreform enthal ten.Verschiedene Redner haben schon damals in ihren 

Stellungnahmen ,eine gewisse Skepsis in der Richtung geäussert, ,dass die 

Erfüllung diasesVerspreohens in naher Zeit ernstliohgeabsichtigt sei" Die 

Entwicklung hat dieser Auffassung leider recht gegeben" obwoJü. in der BevQ'l­

kerungimmer stärker das Verlangen nach einer sweckmässigeren und den Staats­

bürger weniger belastenden Organisation der öffentliohen Verwaltung erhoben 

wird. 

Zu den von der Bevölkerung am meisten serüsten Ubelständen gehört die 

Anordnung der für den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden in den einzelnen 
- /' 

Ämte~ Es ist den Mensohennicht verständlioh; dass es im Bereich einer 

Stadt nicht möglich ist, die Amtsstunden der eknzelnen Dienststellenanein­

ander anzupassen. Immer wieder wird bei den Volksvertretern darüber nage 
geführt, dass unnützer Aufwand an Zeit und Fahrgeld dadurch verursaoht wird, 

dass die Beschaffung einer Aktenunterlage bei einem anderen Amt. einenneuen 

Gang notwendig maohtj weil dort zu anderen Stunden amtiert wird. 

Die Manschen verstehent dass nach den :Bestimmungen der BundesverfaS­
;;:-:---SUng tii:r die Organisation -der Verwal t~ vers~hiedene Stellen verantwcrtliöll' 

sind; sie verstehen jedoch nicht, warum nicht alle diese Stellen zumindest 

einmal den Versüch unternehmen," wenigstens in den einZelnen Bundesländern 
Jd~ , - , 

und in Orts.chaft die Dienststunden f"lir den allgemeinen Parteienverkehr 

gleichzeitig abzuhalten. Die Bundesregierung soll einmal den versuch unter­

nehmen, eine allgemeine :Behördenkommissioneinsuberufen, um dieser die 

Organisation einheitlioher Parteienverkehr~stunden zur :Beratung vorzulegen. 
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Dannwe:rd.en wenigstens diejenigen,diesich bisher unzug1;i.nglich gezeigt 

haben, gezwungen sein, vor der Bevölkerung offen zu bekennen,. ob ihnen die 
--

eigene Bequemliohlceit oder die der Staatsbürger wichtig ist, 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an dan Herrn Bundeskanzler 

die nachstehende 

Anfra.8.e~ 

1.) Ist der Herr Bundeskanzler berei t, tUe Vertreter der einzelnen 

Behörden zu einer Enquete einzuberufen, welohe sioh mit der Einführung 

gleichzei tiger Amtss"tunden für den allgemeinen Parteienverkehr beschäftigen 

soll ? o 

2.) Ist der Herr Bundeskanzlor ferner bereit, zu dieser Enquete, 1m 

Falle sie zustande l;ommt, a.uch dieldi tglieder des Verfa.ssungsausschussee 

einzula.den? 
----.. 

I 
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